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Trennung von politischer Gemeinde und Bürgergemeinde 
Die Arbeiten an der Gesamtrevision des Gemeindegesetzes gehen voran - Über das Problem der «Auswärtigen» noch keine Entscheidung 

Möglicherweise wird der Regierung zur 
Gesamtrevision des Gemeindegesetzes 
bereits Ende Jahr ein Gesetzesentwurf 
vorliegen. Dies erklärte Regierungschef-
Stellvertreter Dr. Herbert Wille am Pres­
segespräch vom Dienstag, ohne sich zeit­
lich genau festlegen zu wollen. Eine 
Kommission, die mit der Ausarbeitung 
eines Gesetzesentwurfes betraut wurde, 
trifft sich nach seinen Worten monatlich 
zu einer Sitzung. 

Schwerpunkte der  in die Wege geleite­
ten Totalrevision des Gemeindegesetzes 
bilden die Trennung der politischen Ge­
meinde von der Bürgergemeinde und  da­
mit zusammenhängend die Neuregelung 
der Stellung der «Auswärtigen», also je­
ner Bürger, die in einer anderen als der 
Heimatgemeinde ihren Wohnsitz haben. 
Im weiteren soll mit der Revision eine 
klarere Aufgabenteilung zwischen Land 
und Gemeinden vorgenommen werden. 

Grundsalzfragen in Vernehmlassung 
Bereits vor zwei Jahren legte eine 

Kommission, die sich aus Vertretern der 
Gemeinden und der Landesverwaltung 
zusammensetzte, einen umfangreichen 
Bericht zur Totalrevision des Gemeinde­
gesetzes vor, der  die grundsätzlichen 
Aspekte aller mit dem Gemeindegesetz 
zusammenhängenden Fragen aufzeigte. 
Diese Grundsatzfragen waren in der  Fol­
ge Gegenstand einer ersten Vernehmlas­
sung in den Gemeinden, die aufgrund 
eines Fragenkataloges Stellung zu den 
grundlegenden Revisionspunkten nah­
men. Wie es im Anschluss an die Ver­
nehmlassung von Regierungsseite hiess, 
herrschte in den Gemeinden in den 
Hauptpunkten weitgehende Überein­
stimmung. Die Auswertung der Stellung­
nahmen aus den Gemeinden soll, wie Re­
gierungschef-Stellvertreter Dr .  Herbert  
Wille am Pressegespräch bekräftigte, in 
den Gesetzesentwurf einfliessen. 
Politische und Bürgergemeinde 

Allerdings handelt es sich hier um eine 
recht heikle Aufgabe, die nicht leicht zu 
lösen sein wird. Die Unterscheidung von 
politischer Gemeinde und Bürgergemein­
de dürfte in der einen oder  anderen Form 
im Gesetzesentwurf vorhanden sein, 

«Wanzen» in Schweizer 
Botschaft in Moskau? 

(spk) E s  bestehe keine volle Gewähr,  
dass in der  Schweizer Botschaft in Mos­
kau keine Abhöranlagen der sojetischen 
Behörden installiert seien, hält der  Bun­
desrat am Mittwoch in seiner Antwort auf 
eine Einfache Anfrage von Ständerat Xa­
ver Reichmuth (SZ/CVP). 

Wie bei den Botschaften anderer Län­
der seien auch an schweizerischen Vertre­
tungen in osteuropäischen Staaten seit 
den fünfziger Jahren verschiedentlich 
Abhöreinrichtungen ermittelt und ent­
fernt worden. Oft  seien diese Anlagen 
aber nur  schwierig zu orten. Zudem 
könnten bewegliche Mikrosender auf ver­
schiedene Ar t  eingeschleust und unbe­
merkt wieder entfernt werden. Ausser­
dem sei es möglich, Abhöreinrichtungen 
von aussen auf ein Gebäude anzusetzen. 
De r  Abhörgefahr müsse in erster Linie 
mit zweckmässigen organisatorischen 
Massnahmen und Verhaltensregeln be­
gegnet werden. 

Brillant-Schmuck ist im spez ia l i s ie r ten  
DIAMANT-HAUS besonders  günstig 

doch ist sich die Kommission derzeit of­
fensichtlich noch nicht ganz im klaren, o b  
die in der  Vernehmlassung aufgezeigte 
Trennung gesetzlich verankert werden 
soll oder ob dem Gedanken von Genos­
senschaften, wie früher, der  Vorzug gege­
ben werden soll. Nach dem Grundlagen­
bericht wäre die politische Gemeinde für 
die Leitung und Aufgabenerfüllung der 
Gemeinde zuständig, während der Bür­
gergemeinde die Erhaltung und Verwal­
tung des Bürgervermögens übertragen 
würde. 

Problem der «Auswärtigen» 
Noch schwieriger dürfte die Frage zu 

lösen sein, wie die sogenannten «Auswär­
tigen» ihren Platz zugeteilt erhalten sol­
len. Nach dem Grundlagenbericht wären 

die auswärtigen Liechtensteiner in der 
politischen Gemeinde den in der  Heimat­
gemeinde wohnhaften Bürgern in Rech­
ten und Pflichten gleichgestellt. Hingegen 
hätte nur jener Bürger, der  in seiner Hei­
matgemeinde lebt, das Mitbestimmungs­
recht in der Verwaltung des Bürgernut­
zens. Der  Wohnsitz in der  Bürgergemein­
de wäre nach diesem Vorschlag auch die 
Voraussetzung für den Anspruch auf 
Nutzung des Bürgervermögens. Nach 
Angaben von Regierungschef-Stellvertre­
ter  Dr. Herbert Wille sind die verschiede­
nen Varianten und Möglichkeiten in der 
Kommission diskutiert worden, doch ste­
he eine Entscheidung noch aus. 

Information der Bürger 
Die Revision des Gemeindegesetzes 

stellt ein Unterfangen dar, das nach Auf­
fassung des zuständigen Ressortinhabers 
jeden einzelnen Bürger berührt und auch 
beschäftigt. Die Kommission muss sich 
nach seinen Worten deshalb auch die Fra­
ge stellen, wie der Bürger über die Re­
formvorhaben informiert werden kann. 
Wie Regierungschef-Stellvertreter Dr .  
Herbert Wille erklärte, möchte er nicht 
einfach einen Gesetzesentwurf der  Regie­
rung und nachher dem Landtag unter­
breiten, ohne die Bürgerinnen und Bür­
ger über die Revisionsvorhaben einge­
hend ins Bild zu setzen. Über  die Form 
dieser Information bestehen aber  vorerst 
nur gedankliche Modelle. E r  werde, so 
Regierungschef-Stellvertreter Dr.  Her­
bert Wille, der Regierung entsprechende 
Vorschläge unterbreiten. ( G . M . )  

Neues Gebäude für den Landtag hat Vorrang 
Städtebaulicher Ideenwettbewerb zur Gestaltung des Regierungsviertels in Vaduz vor dem Abschluss 

Die Regierung hatte gemeinsam mit 
der Gemeinde Vaduz einen städtebauli­
chen Ideenwettbewerb zur Neugestaltung 
des Regierungsviertels ausgeschrieben, 
der nun Mitte April zum Abschluss kom­
men wird, wie Regierungschef Hans 
Brunhart beim Pressegespräch vom 
Dienstag auf Anfrage erklärte. In einer 
zweiten Phase soll im Rahmen eines Pro­
jektwettbewerbes die konkrete Projektie­
rung für die Bauten der ersten Priorität, 
insbesondere für den Neubau des Land-
tagsgebaudes (zwischen Regierungsge­
bäude und Verweserhaus) und für die 
Gestaltung des Platzes vor dem Regie­
rungsgebäude durchgeführt werden. Als 
Zielsetzung stellt man sich eine verkehrs­
freie Zone von der Pfarrkirche bis zum 
Engländerbau vor. 

Im Bereich des nun renovierten Regie­
rungsgebäudes sollen in den nächsten 
Jahren zahlreiche Bau- und Gestaltungs-
massnahmen systematisch vorgenommen 
werden. De r  Neubau des Landtagsgebäu­
des, die Anlage eines repräsentativen 
Platzes vor dem Regierungsgebäude mit 
darunterliegender Tiefgarage und einer 
Änderung der  bisherigen Verkehrsfüh­
rung, die Erweiterung der Musikschule 
und des Landesmuseums, die Nutzung 
des Verweserhauses und weitere, in der 
Hochbauplanung des Landes und der Ge­
meinde vorgesehene Projekte lassen eine 
markante ortsbauliche Neuordnung des 
Regierungsviertels und des gesamten 
Zentrumsbereiches von Vaduz erwarten. 
Die Durchführung eines städtebaulichen 
Ideenwettbewerbs, an dem alle Architek­
ten mit Wohnsitz in Liechtenstein teil­
nahmeberechtigt waren, schien der Re­
gierung deshalb als zielführend. Nach 
Auskunft von Hans Brunhart wurden im 
Hinblick auf den städtebaulich wie archi­
tektonisch besonderen Anspruch dieser 
Bauaufgabe auch zusätzlich Fachleute 
aus der Schweiz, aus Österreich und der 
B R D  zum Wettbewerb eingeladen. Ihre 
Arbeiten werden nun Mitte April von 
einem Preisgericht bewertet. 

DIRmROT-HRUS 
Vadu?, Herrengasse 27. Tel.: 075 /2  90 90  

(TülotoncliiMiBi H i m i  u m  d n '  U h i )  

Volleyball-Länder­
spiele in Schaan 

Das Schaaner Resch ist an diesem 
Wochenende Schauplatz von zwei 
freundschaftlichen Volleyball-Län-

-derspielen zwischen Liechtenstein 
und Luxemburg. Damit bestreitet 
erstmals eine liechtensteinische 
Volleyball-Auswahl Länderspiele. 
Die beiden Begegnungen sollen zur 
Vorbereitung für die Mini-Olympia­
de in Monaco (14. bis 17. Mai) sein, 
wo die Liechtensteiner mitwirken 
werden. 

Die Spiele im Resch beginnen am 
Samstag um 17 U h r  und  am Sonntag-
um 11 Uhr .  

Anpassung der Städtleplanung 
Gemäss Baugesetz liegt es in der  Kom­

petenz der Gemeinde, im Einvernehmen 
mit der Regierung ortsplanerische 
Grundlagen festzusetzen. D e r  Regie­
rungschef zeigte sich beim Pressege­
spräch erfreut darüber, dass dieser Ideen­
wettbewerb gemeinsam durchgeführt 
werden konnte. Weil die Neugestaltung 
des Regierungsviertels verschiedene 
Grundlagen der  Ortsplanung von Vaduz 
und insbesondere der S'ädtleplanung be­
rührt, will die Gemeinde nach Auskunft 
von Bürgermeister Arthur Konrad vor­
erst die Ergebnisse des Wettbewerbs ab­
warten und später eine eventuell notwen­
dige Überarbeitung oder Anpassung der 
Städtleplanung vornehmen. Das  bisheri­
ge Konzept de r  Vaduzer Zentrumspla­
nung sieht ein verkehrsfreies Städtle-
Quartier vor; der  Verkehr soll sich dem­
nach in Ermangelung einer Umfahrungs-

strasse auf der dreispurigen Aulestrasse 
abwickeln. 

Projektwettbewerb als zweite Phase 
Aus dem städtebaulichen Ideenwettbe­

werb resultiert kein unmittelbarer Bau­
auftrag. Hingegen beabsichtigt das Land,  
für die architektonische Bearbeitung der 
Bauten und Anlagen der ersten Priori­
tätsstufe mehrere prämierte Teilnehmer 
zu einem Projektwettbewerb einzuladen. 

Regierungschef Hans Brunhart wollte 
sich diesbezüglich beim Pressegespräch 
vom Dienstag auf keine Terminvorgabe 
festsetzen, obwohl im Bericht der  Regie­
rung zum Landesvoranschlag 1987 nach­
zulesen ist, dass die zweite Planungsphase 
voraussichtlich im Sommer 1987 abge­
schlossen wird, so dass noch im Herbst 
des gleichen Jahres mit den Vorprojektie­
rungsarbeiten für die Bauten der ersten 
Priorität begonnen werden kann. 

Das Regierungsviertel in Vaduz soll ein neues Gesicht bekommen. Nach einem 
Ideenwettbewerb sollen vorerst in einer zweiten Phase Bauten und Anlagen der ersten 
Prioritätsstufe (Landtagsgebäude zwischen Verweserhaus und renoviertem Regierungs­
gebäude sowie des Platzes vor dem Regierungsgebäude mit darunterliegender Tiefga­
rage und  einer Änderung der bisherigen Verkehrsführung) projektiert werden. 

(Bild: A .  Kieber) 

FFA-Arbeitsplätze 
garantieren 

Die Schindler Holding A G  und 
die Dornier Holding A G  sollen für 
den Erhalt der  rund 800 Arbeits­
plätze der Flug- und Fahrzeugwerke 
A G  Altenrhein (FFA) eine öffent­
liche Garantie abgeben. Dies for­
dert der  Vorstand des kant. Ge­
werkschaftsbundes St. Gallen nach 
der Mehrheitsbeteiligung de r  bei­
den Unternehmungen. E s  müsse 
befürchtet werden, dass durch die 
von der  Schindler angekündigten 
Entflechtung der FFA für ost-
schweiz. Verhältnisse massive Ar-
beitsplatzverluste entstehen. 

Rheingesetz vor 
dem Grossen Rat 

Nach langem Hin und H e r  hat 
sich eine Aufteilung der Kosten für 
den Unterhalt des Rheins zwischen 
dem Kanton St.Gallen und den An-
stösser-Gemeinden herauskristalli­
siert. Das zu erwartende Defizit von 
jährlich 1,8 Mio. Franken soll zu 75 
Prozent dem Kanton und zu 25 Pro­
zent den 23 Gemeinden überbürdet 
werden. De r  St.Galler Grosse Rat 
hat das Rheingesetz gestern in 1. 
Lesung revidiert. Der  Rheinunter­
halt für die über 70 km lange Strek-
ke zwischen Bad Ragaz und Boden­
see kostet rund 3,3 Mio. 

KOMMENTAR 
Zwei an sich hässliche Begriffe, die 

nicht einmal ganz deutlich beschreiben, 
was darunter genau zu  verstehen ist, gehö­
ren z u  den Dauerbrennern in unserer poli­
tischen Landschaft. Der Begriff «Auswär­
tige» versucht zu  umschreiben, dass es sich 
um liechtensteinische Bürger handelt, die 
jedoch nicht in ihrer Heimatgemeinde 
wohnen und deshalb in ihrer Wohnge­
meinde nicht über die gleichen Rechte ver­
fügen wie die Gemeindebürger. Mit dem 
Begriff «Alteingesessene» versucht man 
die Lage jener Einwohner z u  kennzeich-

Dauerbrenner 

nen, die sich schon über Jahrzehnte in 
unserem Lande außalten, die möglicher­
weise schon als Kinder oder gar Enkel von 
Einwanderern in unserem Land  geboren 
wurden, jedoch bislang keine Aufnahme 
in den Bürgerverband fanden. Beiden die­
sen Begriffen ist gemeinsam, dass wohl 
schon seit Jahren darüber diskutiert und 
nach Lösungen gesucht wird, offensicht­
lich aber der Mut  fehlte, eine zufriedenstel­
lende Regelung zu  präsentieren. 

Für die Alteingesessenen wurde schon 
in den siebziger Jahren eine den neuen 
Verhältnissen angepasste Einbürgerungs­
praxis verlangt, doch eine Regelung erfuh­
ren bisher nur  die früher durch Heirat mii 
einem Ausländer ausgebürgerten Frauen 
und die ausländischen Kinder der damit 
wieder z u  Liechtensteinerinnen geworde­
nen Mütter. Ausgespart blieb das Problem 
der Alteingesessenen, obwohl der Ansatz­
punk t  z u  einer Neuregelung der Einbürge­
rungspraxis vor allem diesen Personen­
kreis anvisierte. 

Während vorerst wenig Hoffnung be­
steht, dass die Regierung den Problem­
kreis der Alteingesessenen mi t  Lösungs-
modellen angehen wird, hat  Regierungs­
chef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille für  
den Bereich der «Auswärtigen» im Rah­
men der Gemeindegesetzrevision eine 
Neuregelung in absehbarer Zeit in Aus­
sicht gestellt. Noch hat sich die mit Lö­
sungsvorschlägen beauftragte Kommis­
sion nicht a u f  einen gemeinsamen Nenner 
einigen können, doch ist mi t  Ende 1981 
ein Termin gesetzt worden, bis die Regie­
rung das neue Getneindegesetz a u f  dem 
Tisch haben soll. 

Somit besteht wenigstens der Lichtblick, 
dass einer der Dauerbrenner in naher Zu­
kunft  aus unserem Blickfeld verschwinden 
wird. Nach Jahren der Diskussion unter 
dem Vorgänger des heutigen Innenmini­
sters erscheint freilich der vorgegebene 
Zeitpunkt f ü r  eine gesetzliche Neuregelung 
nicht mehr zu  früh. (G .M. )  

Spanische Inflationsrate 
bei sechs Prozent 

(spk/dpa) Die spanische Inflationsrate 
lag Ende Januar nach Angaben des Na­
tionalen Statistik-Instituts in Madrid vom 
Mittwoch bei sechs Prozent. Die Lebens­
haltungskosten sind im Januar gegenüber 
Dezember um 0.7 Prozent gestiegen. Die 
Jahresrate für 1986 las bei 8.3 Prozent. 
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